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I

Wahlordnung
für die Wahlen zum Konvent der Universitäten*) 

Vom 14. Oktober 1970
Auf Grund des § 51 des U niversitäts­

gesetzes vom 12. Mai 1970 (GVB1. I
S. 324) wird verordnet:

§ 1
W ahlverfahren

Die M itglieder des Konvents werden 
in getrennten W ahlgängen (Gruppenwahl) 
unm ittelbar und geheim und nach 
den Grundsätzen der Verhältniswahl ge­
wählt. Briefwahl ist zulässig.

§ 2
•Wahlorgane

(1) W ahlorgane sind
1. der W ahlvorstand,
2. der Kanzler als W ahlleiter.

(2) Der W ahlvorstand kann zur Durch­
führung der W ahlhandlung W ahlaus­
schüsse bestellen.

(3) W ahlvorstand und W ahlleiter 
können zur Erfüllung ihrer Aufgaben 
Hilfspersonen heranziehen (Wahlhelfer).

(4) Die Tätigkeit im W ahlvorstand 
und in den W ahlausschüssen ist ehren­
amtlich. Die M itglieder des W ahlvor­
standes und der W ahlausschüsse sowie 
die W ahlhelfer sind zur unparteiischen 
und gewissenhaften Erfüllung ihrer Auf­
gaben verpflichtet.

(5) W ahlbew erber und V ertrauens­
m änner für W ahlvorschläge dürfen w e­
der dem W ahlvorstand noch einem 
W ahlausschuß angehören.

(6) Zur Teilnahme an der W ahlhand­
lung und zur M itarbeit im W ahlvorstand
’) G.VBI. II 70-18 ^

und in den W ahlausschüssen ist in an­
gemessenem Umfang Dienstbefreiung 
zu gewähren.

§ 3
W ahlvorstand

(1) Der W ahlvorstand hat acht M it­
glieder.

(2) Dem W ahlvorstand gehören an
1. zwei V ertreter der Hochschullehrer 

(§ 50 Abs. 1 des Universitätsgesetzes),
2. zwei V ertreter der wissenschaftlichen 

M itarbeiter (§ 50 Abs. 2 des Universi-. 
tätsgesetzes),

- 3. zwei V ertreter der Studenten,
4. zwei V ertreter der nichtwissenschaft­

lichen M itarbeiter.

(3) Die M itglieder des W ahlvorstan­
des nach Abs. 2 Nr. 1, 2 und 3 werden 
von den V ertretern ihrer Gruppe im 
Senat gewählt, die V ertreter der nicht­
wissenschaftlichen M itarbeiter von den 
Personalräten. Soweit die Hochschulleh­
rer als Gruppe nicht im Senat vertreten  
sind, erfolgt die W ahl der M itglieder 
nach Abs. 2 Nr. 1 durch das Präsidium 
der Versammlung der Hochschullehrer. 
Für jedes M itglied sind zwei Stellver­
trete r zu wählen.

(4) W ählt eine Gruppe die von ihr zu 
entsendenden M itglieder des W ahlvor­
standes nicht oder nicht rechtzeitig, w er­
den die fehlenden M itglieder des W ahl­
vorstandes und ihre V ertreter vom Senat 
gewählt. Die nach Satz 1 Gewählten 
müssen nidit der Gruppe angehören, die 
von ihrem Entsendungsrecht in den 
W ahlvorstand keinen Gebrauch gemacht 
hat.
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(5) Scheidet ein M itglied des W ahl­
vorstandes oder ein V ertreter vorzeitig 
aus, erfolgt insoweit eine Ergänzungs­
wahl nach Abs. 3. Erfolgt die Ergänzungs­
wahl nicht oder nicht rechtzeitig, gilt 
Abs. 4 entsprechend.

(6) Der W ahl Vorstand wählt aus sei­
ner M itte einen Vorsitzenden und dessen 
V ertreter. Bei Stimmengleichheit ent­
scheidet das vom W ahlleiter zu ziehende 
Los.

(7) Der W ahlvorstand ist . beschluß­
fähig, wenn mindestens fünf Mitglieder 
anwesend sind. Er entscheidet mit ein­
facher M ehrheit der Anwesenden.

(8) Soweit diese Rechtsverordnung 
nichts anderes bestimmt, richtet sich das 
Verfahren des W ahlvorstandes nach den 
in § 9 des Hochschulgesetzes enthaltenen 
Grundsätzen.

§ 4
Aufgaben des W ahlvorstandes

(1) Der W ahlvorstand ist für die ord­
nungsgemäße Vorbereitung und Durch­
führung der W ahl verantwortlich. Die 
Aufgaben des W ahlleiters bleiben unbe­
rührt.

(2) Der W ahlvorstand nimmt die ihm 
durch diese W ahlordnung übertragenen 
Aufgaben wahr. Er beschließt über die 
Regelung von Einzelheiten der W ahl­
durchführung.

(3) Der W ahlvorstand beschließt ins­
besondere über

1. die Bestimmung des W ahlterm ins/
2. den Termin zur Einreichung der Vor­

schlagslisten,
3. die Bildung von Stimmbezirken,
4. die Prüfung, Zulassung und Bekannt­

machung der Vorschlagslisten,
5. Einzelheiten der Offenlegung des 

W ählerverzeichnisses,
6. Berichtigungen des W ählerverzeich­

nisses nach § 9,
7. die Erteilung von Wahlscheinen,
8. das vorläufige W ahlergebnis,
9. die Feststellung des endgültigen 

W ahlergebnisses,
10. die Zuteilung der Sitze,
11. W ahlanfechtungen.

(4) Zu den Beschlüssen nach Abs. 3 
Nr. 1, 2, 5 und 6 ist die Zustimmung des 

. W ahlleiters erforderlich.

(5) Verhandlungen des W ahlvorstan­
des sind öffentlich. § 9 Abs. 5 des Uni­
versitätsgesetzes gilt entsprechend. Für 
die Auszählung der Stimmen kann die 
Öffentlichkeit auch ausgeschlossen w er­
den, wenn dies aus technischen Gründen 
oder zur W ahrung des W ahlgeheim ­
nisses geboten ist.

(6) Beschlüsse des W ahlvorstandes 
sind durch Aushang oder auf andere

W eise universitätsöffentlich bekanntzu­
machen.

§ 5
Aufgaben des W ahlleiters

(1) Der W ahlleiter ist für die tech­
nische Vorbereitung der W ahlen veran t­
wortlich.

(2) Er sorgt insbesondere für die Er­
stellung des W ählerverzeichnisses, den 
Druck der W ahlbekanntmachung und der 
Stimmzettel.

§ 6
Wahlausschüsse

(1) Die W ahlausschüsse sorgen für die 
ordnungsgemäße Durchführung der W ahl 
in ihrem Stimmbezirk nach W eisung des 
W ahlvorstandes.

(2) § 3 Abs. 2 und Abs. 6 bis 8 gelten 
entsprechend.

§ 7
W ahlberechtigung

(1) W ahlberechtigt bis zu dem nach 
§ 48 Abs. 2 des Universitätsgesetzes zu 
bestimmenden Zeitpunkt sind
1. die Hochschullehrer im Sinne von § 50 

Abs. 1 des Universitätsgesetzes, d. h. 
die ordentlichen und außerordent­
lichen Professoren, soweit sie nicht 
entpflichtet sind, die W issenschaft­
lichen Räte und Professoren, die W is­
senschaftlichen Räte und Professoren 
als A bteilungsvorsteher sowie die

• hauptberuflich an der Universität tä ti­
gen Honorarprofessoren, außerplan­
mäßigen Professoren und Privatdozen- 

* ten;
2. die wissenschaftlichen M itarbeiter im 

Sinne von § 50 Abs. 2 des Universi­
tätsgesetzes, d. h. die Akademischen 
Oberräte, Apothekendirektoren, Ober­
apotheker und Oberkustoden, A kade­
mischen Räte, Apotheker, Konservato­
ren, Kustoden, O bservatoren und Pro­
sektoren, die wissenschaftlichen An­
gestellten, die Wissenschaftlichen As­
sistenten, die V erw alter von w issen­
schaftlichen Assistentenstellen, die 
Wissenschaftlichen Hilfskräfte mit ab­
geschlossenem Studium sowie die Be­
amten des höheren Bibliotheksdien­
stes mit Ausnahme des Direktors der 
Universitätsbibliothek, die Studienräte 
und Oberstudienräte im Hochschul­
dienst, die Pädagogischen M itarbeiter 
und die Lektoren;

3. die Studenten, die im Sinne von § 46 
Abs. 1 des Universitätsgesetzes an der 
Universität im m atrikuliert sind;

4. die nichtwissenschaftlichen M itarbei­
ter, d. h. die hauptberuflich an der 
U niversität tätigen sonstigen Beam­
ten, Angestellten und Arbeiter; als 
hauptberufliche Tätigkeit gilt auch 
eine Teilzeitbeschäftigung, die mehr 
als die Hälfte der tarifrechtlich oder 
dienstrechtlich vorgesehenen A rbeits­
zeit umfaßt.
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(2) Entpflichtete Professoren, die mit 
der Vertretung ihres Lehrstuhls beauf­
tragt sind, üben das W ahlrecht in der 
Gruppe der Hochschullehrer aus.

(3) Ein privatrechtliches Dienst- oder 
Beschäftigungsverhältnis zu einem M it­
glied der Universität begründet kein 
Wahlrecht.

(4) W er in m ehreren der in Abs. 1 
aufgezählten Gruppen wahlberechtigt 
wäre, übt sein W ahlrecht in der Gruppe 
aus, die in der Aufzählung in Abs. 1 
von den infrage kommenden Gruppen 
durch die jeweils niedrigste Zahl bezeich­
net ist.

(5) Findet eine W ahl auf Grund dieser 
W ahlordnung nach dem gemäß § 48 
Abs. 2 des Universitätsgesetzes bestimm­
ten Zeitpunkt statt, richtet sich die 
W ahlberechtigung nach § 4 des Univer­
sitätsgesetzes.

(6) Das W ahlrecht derjenigen W ahl­
berechtigten, die für das Semester be­
urlaubt sind, in dem die W ahl stattfin­
det, ruht. Soweit es nach den gesetzlichen 
Bestimmungen oder nach dieser W ahl­
ordnung auf die Zahl der W ahlberech­
tigten ankommt, werden Beurlaubte nicht 
mitgezählt.

§ 8
W ählbarkeit

(1) W ählbar sind alle W ahlberechtig­
ten, die der Universität im Zeitpunkt der 
W ahl mindestens sechs Monate angehö­
ren (§ 14 Abs. 2 Satz 2 des U niversitäts­
gesetzes).

(2) Für Studenten gilt diese V oraus­
setzung als erfüllt, wenn sie im vorher­
gehenden Semester an der Universität 
ordnungsgemäß im m atrikuliert waren, 
und zwar ohne Rücksicht auf das Datum, 
an dem die Im matrikulation oder Rück­
meldung im einzelnen erfolgt ist.

§ 9
W ählerverzeichnis

(1) Die Ausübung des W ahlrechts 
setzt die Eintragung in das W ählerver­
zeichnis voraus (§ 22 des Hochschulge­
setzes). Die W irksam keit der Erteilung 
von W ahlscheinen nach Abs. 6 Satz 2 
bleibt unberührt. Das W ählerverzeich­
nis g liedert sich entsprechend § 49 Nr. 1 
des U niversitätsgesetzes in vier Grup­
pen (§ 7 Abs. 1).

(2) Zwei Wochen vor dem W ahlter­
min wird das W ählerverzeichnis ge­
schlossen. Es muß m indestens zwei A r­
beitstage vor der Schließung offengelegt 
sein.

(3) Der W ahlterm in ist so zu bestim ­
men, daß zwischen dem letzten Tag der 
Rückmeldefrist für Studenten und dem 
Tag, an dem das W ählerverzeichnis ge­
schlossen wird, mindestens fünf A rbeits­
tage liegen.

(4) Die Eintragung eines Studenten 
in das W ählerverzeichnis findet im Falle

das Land Hessen, Teil I — 26. Okt. 1970

einer nachträglichen Immatrikulation 
oder Rückmeldung nach Ablauf des letz­
ten Tages der allgemeinen Rückmelde­
frist nicht mehr statt. Die Eintragung 
eines Hochschullehrers, eines wissen­
schaftlichen oder eines nichtwissenschaft­
lichen M itarbeiters in das W ählerver­
zeichnis findet nicht mehr statt, wenn 
seine Einstellung, Anstellung oder Er­
nennung nach der Schließung des W äh­
lerverzeichnisses erfolgt. Ändert sich die 
Zugehörigkeit eines W ahlberechtigten zu 
einer Gruppe nach den in diesem Ab­
satz genannten Zeitpunkten, übt er das 
W ahlrecht in der Gruppe aus, . der er 
seither angehörte.

(5) Das W ählerverzeichnis muß durch 
Beschluß des W ahlvorstandes neu eröff­
net und zu dem vom W ahlvorstand zu 
bestimmenden Termin erneut geschlos­
sen werden, wenn der W ahlterm in ver­
schoben oder die W ahl wiederholt wird.

(6) Gegen die Nichteintragung oder 
die Eintragung einer falschen Gruppen­
zugehörigkeit eines W ahlberechtigten in 
das W ählerverzeichnis kann von diesem 
bis zwei Arbeitstage nach Schließung des 
W ählerverzeichnisses W iderspruch beim 
W ahlvorstand eingelegt werden. Gibt 
der W ahlvorstand dem W iderspruch 
statt, erteilt er einen Wahlschein (§ 15 
Abs. 1 Nr. 1).

' (7) Gegen die Eintragung einer Per-' 
son in das W ählerverzeichnis, die nicht 
wahlberechtigt ist, kann von jedem 
W ahlberechtigten bis spätestens zwei 
A rbeitstage nach Schließung des W ähler­
verzeichnisses W iderspruch beim W ahl­
vorstand eingelegt werden. Der Einge­
tragene soll dazu gehört werden. Be­
schließt der W ahlvorstand die Streichung 
des Eingetragenen aus dem W ählerver­
zeichnis, ist dieser unverzüglich schrift­
lich (Einschreiben mit Rückschein) zu be­
nachrichtigen. Er kann seinerseits unbe­
schadet des Zugangs der Benachrichti­
gung binnen zwei Arbeitstagen nach der 
Beschlußfassung des W ahlvorstandes in 
öffentlicher Sitzung W iderspruch beim 
W ahlvorstand einlegen. Abs. 6 Satz 2 gilt 
entsprechend.

(8) Nach Schließung des W ählerver­
zeichnisses bedarf die Berichtigung offen­
sichtlicher Fehler, Unstimmigkeiten oder 
Schreibversehen von Amts wegen eines 
Beschlusses des W ahlvorstandes.

§ 10
Verfahren zur

Aufstellung des W ählerverzeichnisses
(1) Der W ahlleiter entscheidet — nach 

Bildung des W ahlvorstandes im Beneh­
men mit diesem — in welcher W eise die 
Eintragung in das W ählerverzeichnis für 
Studenten zu bewirken ist. Er kann dazu 
anordnen, daß die Formulare bei der 
Immatrikulation oder Rückmeldung ent­
sprechend zu ergänzen sind. Dies gilt 
auch für die Benachrichtigung der Stu­
denten von ihrer Eintragung in das W äh-
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qe7eetzees f  ö 'e (§r 2? ^  6des
leite s snil d,‘f  . E J Sd’elldung des Wahl- euers soll die technischen Möglichkeiten
figen 6rS ätSSekretariats b«üctaidl

®  We Eintragung der M itglieder der 
anderen Gruppen in das W ählerverzeich­
nis erfolgt auf Grund der in der Unlversi- 
RpnVO? aüdenen Personalunterlagen Die 
Benachrichtigungen können über die Uni 
- s u a t s e i  idrtungen verteilt oder

S Z d e n e n B r ie fm itd e rP 0 S ti ib - -

. .. § H  ■
Zustellungen an Wahlberechtigte

ihnen genü3en der von
w l t n  fordernden Sorgfalt, wenn sie
W ahlbenachnchtigungen, W ahlunterla-
öen an KJe ;ndividueIle Mitteilung
a b s e n d e ^  4 * 6 i igte an die Anschriftsenden, die aus dem Wählerverzeich­
nis oder aus den in der Universität vor­
handenen Personalunterlagen ersichtlich

d in 2\A/En !St Sache des W ahlberechtigten, die W ahlorgane von Änderungen der 
Anschrift zu benachrichtigen. Die W ahl­
organe und ihre Hilfskräfte sind nicht 

. verpflichtet, Nachforschungen zur Ermitt- 
ung der richtigen Anschrift einzuTeüen 

rürVLP0StSendo ngen als llnzustellbar zu-
nnSonmmen' SlG SoIlen Nachforschungen c nstellen, soweit dies ohne Vernachlässi-
S t anderer Aufgaben ™ g l i*  er- 

§ 12
Vorschlagslisten

(1) Jede Vorschlagsliste kann beliebia 
viele Bewerber enthalten. Sie soll nach 
Möglichkeit nicht weniger als fünf Be­
w erber aufweisen. Die Reihenfolge der

ersiehtHch sein! ^ — hlacjslrste

der Hochschullehrer, aus der Gruppe de? 
wissenschaftlichen M itarbeiter, aus de? 
Gruppe der Studenten oder aus der 

ruppe der nichtwissenschaftlichen M it­
arbeiter benannt werden. Bewerber, die 
! ; , der jeweiligen Gruppe nicht wählbar 
sind, werden durch Beschluß des Wahl-
str?chen^eS Von der Vorschlagsliste ge-

(3) Die Vorschlagsliste muß den N a­
men und Vornamen des Bewerbers, sein 
Geburtsdatum und die Dienststelle oder 
Fakultät enthalten, in der er tätig ist 
oder studiert.

(4) Mit der Vorschlagsliste ist die 
schriftliche Einverständniserklärung der 
in lhi genannten Bewerber zur Kandida­
tur auf diesem W ahlvorschlag vorzule­
gen. Die Benennung eines Bewerbers

lässfg VerStändniSerklärUng ist unzu'

(5) Ein Bewerber darf nur auf einer 
Vorschlagsliste genannt werden. W ird

nis -M?fWer nGr m itT seinem Einverständ- ms auf mehreren Listen genannt, ist er 
durch Beschluß des W ahlvorstandes auf 
allen zu streichen.

(6) Eine Vorschlagsliste wird nur zu­
gelassen, wenn sie von mindestens zehn 
Personen unterstützt wird, die in der je- 
wemgen Gruppe wahlberechtigt sind. 
Der W ahlbewerber kann die Vorschlags- 

ste, auf der er kandidiert, auch selbst
n a c h l a i l T '  y er einon Wahlvorschlag nach Satz 1 unterstützt, hat dabei zu sei-
f „ ? e “ n dieselben Angaben zu ma-
Abs h f VT  W ahlbewerbern nach 
a d s . 3 gefordert werden. Soweit die 
Unters utzung von W ahlvorschlägen
s i n ?  dstenm aßl9e Unterscbrift erfolgt, 
sind die erforderlichen Angaben in 
Druckbuchstaben zu machen.

e in J  v Em i W ahlberechtigter kann nur 
eine Vorschlagsliste im Sinne von Abs. 6 
nterstutzen; hat jem and m ehrere Vor- ' 

schlagslisten unterzeichnet, ist seine Un- 
terschnft auf allen V e r s c h la g n e n  un-

(8) Eine Vorschlagsliste, die bei ihrer 
EmrcuchuiKj. im Sinne von Abs. 6 aus­
reichend unterstützt war ist a
ZahZ|Ulassen' we.nn Unterzeichner der Vor? 
schlagshste später erklären, daß sie dip
sStm z e ^ hlV° rSChlag nidlt iängerSu ^ :  ’

(9) Um die Bearbeitung von R ückfra­
gen des Wahl Vorstandes und die Klä 
rung von Zweifelsfragen zu erle b te m  
soll in jedem W ahlvorschlag ein v S
S “  “»toj; Angabe deiner An- sctinlt und möglichst auch seinps Fern 

Sprechanschlusses benannt werden. Falls 
rt®'ne )esonclere Benennung erfolgt gilt 
der auf dem ersten Platz der VoJdriags- 
hste genannte Bewerber als Vertrauens­
mann des Wahlvorschlags. Def Ver-
Emofano ann iStn Absabe und zum 
dem W :u iV° n Er,k lärungen gegenüber 
bcvnlhn^h ^ orf tand und dem W ahlleiter 
i e d o r l !g t  5-ie W ahlorgane können 
Erklärn n a en PaIlen auch unm ittelbare 
a ln n lh  ngen V° n d e n  Bewerbern entge­
hen m°n Und ibnen gegenüber abge-

§ 13
Prüfung der Vorschlagslisten

hJ , 1] ,Die Vorschlagslisten sind inner-
fen bestimm-ten Frist (§ 4 Abs. 3 Nr. 2) beim W ahllei-
_r emzureichen. Der W ahlleiter oder 

eine von ihm beauftragte Hilfskraft ver- 
erkt auf jeder eingereichten Vor­

schlagsliste Tag und Uhrzeit des Ein-
FhregS’äuß PrÜft dif  Vorschlagslisten auf 

, , dU5er.e , Ordnungsmäßigkeit und 
Zuständigkeit und weist gegebenen-

f f, MACl ngel hin- Bis zum Ablauf der cc i § 4 Abs. 3 Nr. 2 bestimmten Frist 
können Vorschlagslisten zurückgenom-
™ f ' Agi?anmert - oder ergänzt werden 
(§ 2 Abs. 9). Die M itglieder des Wahl- 
voi Standes können jederzeit beim Walil- 
leiter Einblick in eingereichte Vor­
schlagslisten nehmen.
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(2) Spätestens nach Ablauf der in § 4 
Abs j  Nr. 2 genannten Frist tritt der 
W ahlvorstand zusammen, um die Vor­
schlagslisten zu prüfen und über ihre Zu-

- YanYY ZU (?nts,cheiden; der Walilvor-
narbdihkra n n pdle VorschNgslisten bereits ach ihrem Eingang prüfen und die V er­
trauensm änner auf Mängel hinweisen.

W ahlordnung aufgestellten Anforderun­
sen niClt genügen' sind nicht zuzulas-

De .̂ W ahlvorstand benachrichtigt
n irh frZUg i1Ch dlG V ertranensleute der 

cht zugelassenen W ahlvorschläge unter 
ngabe der Gründe, aus denen die Zu­

lassung versagt wurde.

Geg?n die Nichtzulassung eines 
Wah Vorschlags kann binnen zwei Ar- 
beitstagen Widerspruch beim W ahlvor- 
stand eingelegt werden. Die Frist beginnt 
unbeschadet der Benachrichtigung nach
d u n V d Y sw Y  ,VerkÜndung der Entschei-
HAen s I L ^ g  ° rStandeS in der

weitn dor’ w Um  5 3ellen entsP re*end , enn der W ahlvorstand einzelne Be-
S eseY m ^b r^  V}° rschlagsliste streicht, diese im übrigen aber zuläßt.

f]J 7J  R e Reihenfolge der Listen wird 
. durch das vom Vorsitzenden -des W ahl­

vorstandes zu ziehende Los bestimmt. h

§ 14
Wahlunterlagen

(1) Jeder W ahlberechtigte erhält 
.1. die Benachrichtigung über seine Ein­

tragung in das W ählerverzeichnis,
2. den Stimmzettel,
3. den Wahlumschlag.

| In den Fällen des § 15 erhält der 
W ahlberechtigte außerdem den W ahl­
schein, den W ahlbriefumschlag und den 
Vordruck „Erklärung zur Briefwahl".

(3) Die W ahlunterlagen für die ver­
schiedenen Gruppen der W ahlberechtig­
ten sollen durch die Verwendung ver-

. schiedener Farben oder verschiedenfar­
biger Aufdrucke unterscheidbar sein.

(4) Soweit W ahlvorstand und W ahl­
leiter es für erforderlich halten, kann den 
W ahlunterlagen ein M erkblatt beigefügt 
werden, das den W ahlberechtigten über 
Einzelheiten näher unterrichtet. 5

(5) Im übrigen sind der W ahltermin, 
die Besonderheiten des W ahlverfahrens 
und die A rt der Bekanntmachung von 
Entscheidungen des W ahlvorstandes 
d^ rd“ den Aushang einer gedruckten 
W ahlbekanntmachung an geeigneten 
Mellen der Universität rechtzeitig be- 
vanntzumachen. Außerdem sind die Be­
kanntmachungen beim W ahlleiter offen­
zulegen. Die W ahlbekanntm achung soll

auch auf die voraussichtlichen Sitzungs- 
termine und Sitzungsräume sowie die 
Geschäftsräume des Wahlvorstandes hin- weisen.

; § 15 
Wahlschein

(1) Einen Wahlschein erhält auf An- 
trag vom W ahlvorstand

1. ein W ahlberechtigter, dessen Ein­
spruch erst nach Schließung des W äh­
lerverzeichnisses stattgegeben wird,

2‘ R r t f Wa^ eru dltig ter' der von der Bnefwahl Gebrauch machen will.

n Ahe YUKTgY e VOn Wahlscheinen ■ nac\ A b s .  1 Nr. 1 ist in einer Anlage 
W ählerverzeichnis, die Ausgabe von 

Wahlscheinen nach Abs. 1 Nr. 2 im Wähl­
erverzeichnis selbst zu vermerken.

r h IY W aldberechtigter, der von der 
Briefwahl Gebrauch machen will, hat den 
Antrag bis zur Schließung des W ähler- 
verzemhnisses beim W ahlvorstand zu 
stellen. Die Briefwahlunterlagen (Wahl- 
w  ITu • Stimmzettel, Wahlumschlag, 
Wahlbriefumschlag) können innerhalb 
gmer vom W ahlvorstand bestimmten 
^rist spätestens jedoch am dritten A r­
beitstage nach Schließung des W ähler­
verzeichnisses, beim W ahlvorstand ab- 
geholt werden. An einen anderen als den 
W ahlberechtigten persönlich dürfen 

nefw ahlunterlagen nur ausgehändigt 
erden, wenn die Berechtigung zur Emp­

fangnahme nachgewiesen wird.

§ 16
Ausgestaltung der Formulare
S° weit im folgenden nichts Nähe- 

les bestimmt ist, entscheidet der W ahl- 
vorstand über die äußere Gestaltung der

dem WahlleUer“ “  Einvernehmen

j  j2! Für jede Gruppe (§ 7 Abs. 1) wer- 
en besondere Stimmzettel hergestellt, 
ki Stimmzettel sind die Vor­

schlagslisten jeweils in der Reihenfolge
a Y 0LY nUIT ern (§ 13 Abs- 7) unter An- 
ditPn de^ Ramen' Vornamen, Geburts­daten und Dienststelle oder Fakultät der
BpwYYer UIY  ZWGiter SteIIe genannten Bewerber aufzufuhren. Bei Listen, die
mit einem Kennwort versehen sind, ist 
auch das Kennwort anzugeben. Jeder 

orgeschlagene kann verlangen, daß 
aueü Angaben darüber, welcher politi­
schen Partei oder welcher Gruppierung er 
angehöit, in die Vorschlagsliste aufge­
nommen werden.

(3) Die W ahlumschläge sollen 11,4 X 
,2 cm groß sein. Sie sind mit dem 

lenstsiegel der Universität zu ver- 
?oo v  R R  W ahlbriefumschläge sollen 

’ . cm groß sein. Die Anschrift,
«n die der W ahlbriefumschlag einzusen- 

en ist, ist auf dem Briefumschlag aufzu- 
dR R w Y  !?a-S Porto für die Einsendung
versitäfh bnefumSdlIags trägt die Uni‘
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§ 17
Zusendung der W ahlunterlagen

M Soweit die W ahlunterlagen dem 
W ahlberechtigten nicht unm ittelbar aus-
w  uüd -gt o d er. zur Aushändigung im 
Wahllokal bereitgehalten werden, sind 
sie ihm als Brief zuzusenden. Das Porto 
trägt die Universität.

(2) Die Absendung der W ahlunterla­
gen durch die Aufgabe bei der Post muß 
spätestens am vierten A rbeitstage vor 
dem W ahlterm in erfolgt sein.

§ 18
Verlust von W ahlunterlagen

(1) Verschriebene oder unbrauchbar 
gewordene Stimmzettel oder W ahlum ­
schläge sind nur .gegen Rückgabe zu 
ersetzen.

(2) Wahlscheine und Wahlbenachrich­
tigungen werden nicht ersetzt.

\

§ 19
W ahlhandlung'

(1) Der W ahlvorstand (W ahlaus­
schuß) trifft Vorkehrungen, daß der 
W ähler den Stimmzettel 'im W ahlraum 
unbeobachtet kennzeichnen und in den 
Wahlumschlag legen kann. Für die Auf­
nahme der Umschläge sind W ahlurnen 
zu verwenden. Vor Beginn der Stimmab­
gabe sind die W ahlurnen vom W ahlvor­
stand (Wahlausschuß) zu verschließen. 
Sie müssen so eingerichtet sein, daß die 
Umschläge nur durch einen Spalt im Dek- 
kel eingeworfen werden können. Für die 
einzelnen Gruppen sind getrennte W ahl­
urnen zu verwenden, es sei denn, daß die 
äußere Kennzeichnung d er Formulare 
und W ahlumschläge nach Überzeugung 
des W ahlvorstandes Verwechslungen 
ausschließt (§ 14 Abs. 3).

(2) Solange der W ahlraum zur Stimm­
abgabe geöffnet ist, müssen mindestens 
drei M itglieder des W ahlvorstandes 
(W ahlausschusses), die verschiedenen 
Gruppen angehören sollen, im W ahlraum 
anwesend sein.

. P) Vor Einwurf des Wahlumschlags
w  Ul? e ls t . festzustellen, ob der 
W ahlberechtigte in das W ählerverzeich­
nis eingetragen ist. Zu diesem Zweck is  ̂
em amtlicher Ausweis mit Lichtbild oder 
der W ahlschein vorzulegen. Die W ahl­
benachrichtigung soll mitgebracht w er­
den. Der W ähler übergibt den W ahlum ­
schlag dem mit der Entgegennahme der 
Umschläge betrauten M itglied des W ahl­
vorstandes (Wahlausschusses), das ihn 
in Gegenwart des W ählers ungeöffnet in 
die W ahlurne legt. Die Stimmabgabe ist 
im W ählerverzeichnis zu vermerken.

(4) W ird die W ahlhandlung un ter­
brochen oder wird das W ahlergebnis 
nicht unm ittelbar nach Abschluß der 
Stimmabgabe festgestellt, so hat der 
W ahlvorstand (Wahlausschuß) für die 
Zwischenzeit die W ühlurne so zu ver­
schließen und aufzubewahren, daß der

Einwurf oder die Entnahme von Stimm­
zetteln ohne Beschädigung des V er­
schlusses unmöglich ist. Der Ort und die 
Art und Weise, in der W ahlurnen bei 
einer sich über mehrere Tage erstrecken­
den W ahlhandlung jeweils zur Nachtzeit 
verw ahrt werden, wird vom W ahlvor­
stand im Einvernehmen mit dem W ahl­
leiter bestimmt. Bei W iedereröffnung 
der Wahl und bei Entnahme der Stimm­
zettel zur Stimmenzählung hat sich der 
W ahlvorstand (Wahlausschuß) davon zu 
überzeugen, daß der Verschluß unver­
sehrt ist.

(5) Nach Ablauf der für die Durch­
führung der W ahlhandlung festgesetzten 
Zeit dürfen nur noch die W ahlberechtig­
ten abstimmen, die sich in diesem Zeit­
punkt im W ahlraum befinden. Der Zu­
tritt zum W ahlraum ist so lange zu sper­
ren, bis die anwesenden W ähler ihre 
Stimme abgegeben haben. Sodann er­
klärt der W ahlvorstand (Wahlausschuß) 
die W ahlhandlung für beendet.

(6) Uber Zweifelsfragen, die sich bei 
der W ahlhandlung ergeben, entscheidet 
der W ahlvorstand.

(7) Der W ahlraum muß allen dort 
W ahlberechtigten während der Dauer 
der W ahlhandlung zugänglich sein. Der 
W ahlvorstand (Wahlausschuß) ordnet 
bei Andrang den Zutritt zum Wahlraum. 
Soweit die. Durchführung der Wahl in 
Stimmbezirken W ahlausschüssen über- 
tragen ist (§ 6 Abs. 1), haben alle M it­
glieder des W ahlvorstandes, ihre V er­
treter und der W ahlleiter das Recht der 
Anwesenheit in den W ahlräum en und 
bei den Verhandlungen der W ahlaus­
schüsse.

§ 20
Briefwahl

M ^ er W ahlberechtigte kennzeich­
net persönlich und unbeobachtet seinen 
Stimmzettel, legt ihn in den W ahlum ­
schlag und verschließt diesen. Er unter­
schreibt folgende
Erklärung zur Briefwahl
Den beigefügten Stimmzettel 
habe ich persönlich gekennzeichnet
• • • , den ..  . 1970

(Unterschrift des Wählers)

und legt diese mit dem verschlossenen 
Wahlumschlag und dem Wahlschein in 
den Wahlbriefumschlag, verschließt den 
W ahlbriefumschlag und übersendet den 
W ahlbrief durch die Post an die vorge­
druckte Anschrift.

(2) Der W ahlbrief kann auch während 
der Dienststunden in der Dienststelle des 
W ahlleiters oder an einem anderen vom 
W ahlvorstand bestimmten, universitäts­
öffentlich bekanntgemachten Ort abgege­
ben werden. In diesem Fall verm erkt der 
zur Annahme Berechtigte Tag und Uhr­
zeit des Eingangs auf dem W ahlbrief und 
zeichnet den Vermerk ab.
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(3) Die Stimmabgabe gilt als recht­
zeitig erfolgt, wenn der W ahlbrief dem 
W ahlvorstand oder der von diesem be- 
zeichneten Stelle bis zum Ablauf der für 
■die Durchführung der W ahlhandlung 
festgesetzten Zeit zugegangen ist.

. (4) Vorzeitig eingehende W ahlbriefe 
dürfen erst am Tage der Auszählung 
unter Aufsicht des W ahlvorstandes oder 
des von diesem damit beauftragten 
W ahlausschusses geöffnet werden (§ 23). 
Bis dahin sind sie nach W eisung des 
W ahlvorstandes verschlossen sicher auf­
zubewahren.

‘ § 21
W ahlmaschinen

(1) Soweit das W ahlgeheimnis und 
die Sicherheit der Feststellung des W ahl­
ergebnisses nicht beeinträchtigt werden, 
kann nach Beschluß des W ahlvorstandes 
die Stimmabgabe in einzelnen oder allen 
Stimmbezirken mit Hilfe von W ahl­
maschinen erfolgen.

(2) In diesem Fall bestimmt der 
W ahlvorstand das Verfahren im einzel­
nen unter Beachtung der in dieser W ahl­
ordnung niedergelegten Grundsätze im 
Einvernehmen mit dem W ahlleiter.

§ 22
Auszählung

(1) Nach Schluß der W ahl erfolgt die 
Auszählung der Stimmen. Die W ahl­
urnen w erden geöffnet, die Zahl der in 
der Urne enthaltenen Wahlumschläge 
wird mit der Zahl der nach dem W ähler­
verzeichnis abgegebenen Stimmen v er­
glichen.

(2) Die auf jede Vorschlagsliste ent­
fallenen gültigen Stimmzettel werden zu­
sammengezählt.

(3) Ungültig sind Stimmzettel
1. die nicht in einem amtlichen W ahl­

umschlag abgegeben sind,
2. die als nicht amtlich erkennbar sind,
3. die nicht gekennzeichnet sind,
4. aus denen sich der W ille des W ählers 

nicht zweifelsfrei ergibt,
5. die einen Zusatz oder einen Vorbe­

halt enthalten.

(4) M ehrere in einem Wahlumschlag 
enthaltene Stimmzettel, die gleichlauten, 
w erden als eine Stimme gezählt.

(5) Stimmzettel, über deren Gültigkeit 
oder Ungültigkeit der W ahlvorstand be­
schließt, weil sie zu Zweifeln Anlaß ge­
ben, sind mit fortlaufender Nummer zu 
versehen und von den übrigen Stimm­
zetteln gesondert bei den W ahlunter­
lagen aufzubewahren.

§ 23
Auszählung der Briefwahlstimmen 

(1) Die M itglieder des W ahlvorstan­
des oder des damit beauftragten W ahl­
ausschusses öffnen die eingegangenen 
W ahlbriefe einzeln und entnehmen

ihnen den Wahlschein und den W ahlum­
schlag.

(2) Leere W ahlbriefe sowie W ahl­
briefe, bei denen der Wahlschein, die 
Erklärung zur Briefwahl oder der W ahl­
umschlag fehlen, gelten nicht als Stimm­
abgabe. Sie sind gesondert zu verwah­
ren.

(3) W ahlscheine und W ahlbriefe wer­
den gezählt, die W ahlscheine mit den 
Eintragungen im W ählerverzeichnis ver­
glichen.

(4) Soweit sich Beanstandungen nicht 
ergeben, werden Wahlscheine und W ahl­
umschläge getrennt. Die Wahlumschläge 
sind in Urnen zu legen, damit bei der 
Öffnung des Wahlumschlags Rück­
schlüsse auf den aus der Wahlbenach­
richtigung ersichtlichen Namen des 
W ahlberechtigten nicht gezogen werden 
können. Die W ahlumschläge können für 
diesen Zweck in die zur Urnenwahl nach 
§ 19 benutzten Urnen gelegt werden.

(5) Für die Auszählung gilt § 22 ent­
sprechend.

§ 24
Vorläufiges W ahlergebnis

(1) Der W ahlvorstand prüft die von 
den einzelnen W ahlausschüssen vorge­
nommenen Zählungen. Er stellt die Ge­
samtzahl der abgegebenen Stimmen, die 
Zahl der ungültigen Stimmen und die 
Zahl der Stimmen fest, die auf die zuge­
lassenen Vorschlagslisten entfallen sind.

(2) Das vorläufige W ahlergebnis ist
unverzüglich bekanntzumachen (§ 4
Abs. 6).

§ 25
Feststellung des W ahlergebnisses

(1) Der W ahlvorstand prüft die W ahl­
niederschriften der W ahlausschüsse, ent­
scheidet über Zweifelsfälle und stellt die 
Gesamtzahl der abgegebenen Stimmen, 
die Zahl der ungültigen Stimmen und die 
Zahl der Stimmen, die auf die zugelas­
senen Vorschlagslisten entfallen sind, 
endgültig fest.

(2) Die Zuteilung der auf die einzel­
nen W ahlvorschläge der Gruppen nach 
Maßgabe von § 21 Abs. 2 des Hochschul­
gesetzes entfallenden M andate erfolgt 
nach dem Flöchstzahlverfahren (d'Hondt). 
Dazu werden die Stimmenzahlen, die die 
einzelnen Vorschlagslisten erhalten ha­
ben, so lange durch 1, 2, 3 usw. geteilt, 
bis so viel Höchstzahlen erm ittelt sind, 
wie Sitze in der jeweiligen Gruppe zu 
verteilen sind. Liegen für die Zuteilung 
des letzten Sitzes in einer Gruppe die 
gleichen Höchstzahlen vor, erfolgt die 
Zuteilung des M andats in der Reihen­
folge der Listen (§ 13 Abs. 7).

(3) Erklärungen, die W ahlbew erber 
oder Gruppierungen über W ahlbünd­
nisse, Listenverbindungen o. ä. abgege­
ben haben, werden dabei nicht berück­
sichtigt. Eine Übertragung oder Delega-

t



26. Okt. 1970 699Nr. 44 Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Hessen, Teil I _

(3) Kommt ' der W ahlvorstand im 
W ahlprüfungsverfahren zu der Über­
zeugung, daß die behaupteten, von dem 
Antragsteller glaubhaft zu machenden 
Verstöße oder Formfehler das Ergeb­
nis der Wahl beeinflußt haben können, 
ordnet er eine W iederholungswahl ganz 
oder für einzelne Gruppen oder für ein­
zelne Stimmbezirke oder für einzelne 
Gruppen in einzelnen Stimmbezirken an. 
Die Entscheidung nach Satz 1 trifft der 
W ahlvorstand mit der M ehrheit seiner 
Mitglieder. Der Beschluß ist schriftlich 
zu begründen, mit einer Rechtsmittel­
belehrung zu versehen und dem Antrag­
steller zuzustellen (Postzustellungs­
urkunde).

tion von überhängenden Stimmen ist un­
zulässig.

- (4) Das endgültige W ahlergebnis ist
unverzüglich bekanntzumachen (§ 4 
Abs. 6), die V ertrauensm änner sind 
durch den Vorsitzenden des W ahlvor­
standes schriftlich zu benachrichtigen.

§ 26
W ahlniederschrift

wt ul ^ er ^ie Verhandlungen des 
W ahlvorstandes und seine Beschlüsse so­
wie über die W ahlhandlung und die 
Tätigkeit der W ahlausschüsse sind N ie­
derschriften zu fertigen. Sie werden je ­
weils vom Vorsitzenden des W ahlvor­
standes (Wahlausschusses) und einem 
Mitglied (Schriftführer) unterzeichnet.

(2) Die W ahlniederschriften sollen 
insbesondere den Gang der W ahlhand­
lung aufzeichnen und besondere Vor­
kommnisse vermerken.

(3) Die Stimmzettel, Wahlscheine und 
sonstigen W ahlunterlagen sind nach der 
Feststellung des W ahlergebnisses zu 
bündeln und der Niederschrift des W ahl­
vorstandes über seine Verhandlung nach 
§ 25 beizufügen.

(4) Die W ahlniederschriften nebst An­
lagen sind dem W ahlleiter zu übergeben. 
Der W ahlleiter hat sie während der 
Amtszeit des Konvents aufzubewahren. 
Er trifft auf Grund dieser Unterlagen die 
ihm nach § 28 Abs. 2 obliegenden Ent­
scheidungen. ■

(5) Die Unterlagen dürfen erst ver­
nichtet werden, sobald ein neugew ählter 
Konvent erstmals zusamm engetreten ist.

§ 27
W ahlprüfung

(1) W ird vom W ahlleiter oder einem 
W ahlberechtigten geltend gemacht, daß 
bei der W ahl gegen zwingende Vor­
schriften der Gesetze oder dieser W ahl­
ordnung verstoßen sei, tritt der W ahl­
vorstand in ein W ahlprüfungsverfahren 
ein. Der A ntrag dazu kann nur innerhalb 
von zehn A rbeitstagen nach der Be­
kanntmachung des W ahlergebnisses ge­
mäß § 25 Abs. 4 gestellt werden.

(2) Eine Anfechtung der W ahl mit der 
Begründung, daß ein W ahlberechtigter 
an der Ausübung seines W ahlrechts 'ge­
hindert gewesen sei, weil er nicht oder 
nicht mit der richtigen Gruppenzuge­
hörigkeit in das W ählerverzeichnis ein­
getragen wurde, öder daß eine Person 
an der W ahl teilgenommen habe, die 
zwar in das W ählerverzeichnis eingetra­
gen, aber nicht wahlberechtigt war, fin­
det nicht statt.

(4) Der W ahlvorstand ordnet die 
W iederholung der W ahl für eine ein­
zelne Gruppe von Amts wegen an, wenn 
die der Gruppe nach § 21 Abs. 2 des 
Hochschulgesetzes zuzuteilenden Sitze 
nach dem W ahlergebnis nicht besetzt 
werden können. Können auch nach der 
W iederholungswahl die der Gruppe zu­
zuteilenden Sitze nicht besetzt werden,

- bleiben sie für die Amtszeit dieses Kon­
vents vakant, es sei denn, daß die 
Satzung der Universität ( § 14 Abs. 2 
Satz 4 des Universitätsgesetzes) eine an­
dere Regelung trifft.

(5) Nach Ablauf der in Abs. 1 Satz 2 
genannten Frist, nach unanfechtbar ge­
wordener Entscheidung im W ahl­
prüfungsverfahren oder nach Abschluß 
der W iederholungswahl gemäß Abs. 2 
wird das W ahlergebnis durch Beschluß 
des W ahlvorstandes bestätigt. Mit die­
ser Entscheidung endet die Tätigkeit des 
W ahlvorstandes.

§ 28
Nachrücken von W ahlbewerbern

(1) Das Ausscheiden eines W ahlbe­
werbers, dem ein Sitz zugeteilt wurde, 
ist dem W ahlleiter anzuzeigen.

(2) Der W ahlleiter stellt fest, wer an­
stelle des Ausgeschiedenen nachrückt.

(3) Sind auf einer Vorschlagsliste Be­
werber, die nachrücken könnten, nicht 
mehr vorhanden, ist für die Gruppe un­
verzüglich eine Ergänzungswahl vorzu­
nehmen, auf die die Bestimmungen die­
ser W ahlordnung sinngemäß anzuwen­
den sind, es sei denn, daß die Satzung 
der Universität (§ 14 Abs. 2 Satz 4 des 
Universitätsgesetzes) eine andere Rege­
lung trifft.

§ 29
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tage nach 
ihrer Verkündung in Kraft.

W iesbaden, den 14. Oktober 1970 l

D e r  H e s s i s c h e  K u l t u s m i n i s t e r  

v o n  F r i e d e b u r g


